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1. Agenda  

Die Informationsveranstaltung diente dem fachlichen Austausch zu Deskriptoren und Indika-

toren der Bodengesundheit im Kontext des geplanten Soil Monitoring Law (SML) der Europäi-

schen Union. Nach einer einführenden Übersicht zu den vorgesehenen Deskriptoren und Indi-

katoren wurden in drei thematischen Arbeitsgruppen die Bereiche Bodenkontamination, Bo-

denwasserhaushalt und Bodenbiodiversität vertieft diskutiert. Grundlage der Diskussionen 

bildeten vorbereitete Leitfragen zu fachlichen Anforderungen, methodischen Herausforderun-

gen sowie möglichen Ansätzen für ein zukünftiges Bodenmonitoring. Die Veranstaltung 

brachte Fachpersonen aus Behörden und Forschung zusammen und sollte einem wissenschaft-

lichen Austausch dienen. 

 Programm 
 

09:00 Uhr  Begrüßung durch Christoph Schulte (UBA) 

09:10 Uhr Vortrag 

EU-Bodenrichtlinie: Deskriptoren und Indikatoren der Bodengesundheit 

Silvia Pieper (Umweltbundesamt) 

09:50 Uhr Impulsvorträge zu den drei Themengruppen 

1. Monitoring Bodenkontamination 

     Annegret Biegel-Engler und Pia Kotschik (Umweltbundesamt) 

2. Bodenwasserhaushalt 

     Mathias Herbst (Deutscher Wetterdienst), Ina Krahl und Stefanie 

     Stöckhardt (Umweltbundesamt) 

3. Bodenbiodiversität 

     Valentyna Krashevska, Ina Schäfer (Senckenberg Gesellschaft für 

     Naturforschung) und Silvia Pieper (Umweltbundesamt) 

10:20 Uhr Pause 

10:35 Uhr Arbeit in Themengruppen 

12:15 Uhr Pause 

12:30 Uhr Vorstellung der Ergebnisse aus den Themengruppen 

13:15 Ende der Veranstaltung 

Wichtige Anmerkung: Hinweise und Meinungen, die während Webinars geäußert wurden, be-

ziehen sich nicht auf die jeweilige Einrichtung, sondern sollen unabhängige Impulse für die 

Arbeit des Bodenmonitoringzentrums liefern. 
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2. Begrüßung  

durch Christoph Schule (Abteilungsleitung II 2 „Wasser und Boden“ des 

Umweltbundesamtes) 

Die Abteilungsleitung von II 2 „Wasser und Boden“ des Umweltbundesamtes begrüßte die 

Teilnehmenden und hob die breite fachliche Beteiligung aus Ländern, LABO, Bodenzustands-

erhebung, Bodendauerbeobachtung, Wissenschaft und weiteren Institutionen an diesem 

Treffen hervor. Die Veranstaltung wurde als wichtiger Beitrag zum fachlichen Austausch über 

die Umsetzung des Soil Monitoring Law eingeordnet. 

Rückblickend auf die Verabschiedung des Soil Monitoring Law Ende 2025 wurde betont, dass 

mit der europäischen Bodenrichtlinie erstmals ein europaweiter Rechtsrahmen zum Boden-

schutz geschaffen wurde. Damit sei Boden nun europaweit als Schutzgut anerkannt und es 

würden Anforderungen sowohl an die Bodennutzung als auch an das Bodenmonitoring formu-

liert. Deutschland verfüge dabei bereits über umfangreiche Erfahrungen und bestehende Mo-

nitoringstrukturen, während andere Mitgliedstaaten vielfach erst mit dem Aufbau entspre-

chender Systeme beginnen müssten. 

Im Mittelpunkt der Veranstaltung sollten ausdrücklich fachliche Fragestellungen stehen. Die 

formalen Umsetzungsprozesse würden in anderen Formaten gemeinsam mit dem BMUKN, 

weiteren Ressorts und den Ländern behandelt. Ziel der Veranstaltung sei es insbesondere, 

den fachlichen Austausch zu den verschiedenen Deskriptoren des Soil Monitoring Law zu för-

dern. Aus den bodenphysikalischen, chemischen und biologischen Deskriptoren, die im SML 

zur Erfassung des Bodenzustandes genannt sind, wurden für den Workshop die Themen Was-

serhaushalt, Kontamination und Bodenbiodiversität beispielsweise ausgewählt. 

Besonders hervorgehoben wurde die Notwendigkeit, bei der Umsetzung einen pragmatischen 

Ansatz zu verfolgen und bestehende nationale Monitoring- und Datengrundlagen möglichst 

effizient zu nutzen. Die Abteilungsleitung verwies darauf, dass zahlreiche Komponenten und 

Programme in Deutschland bereits vorhanden seien und nun sinnvoll kombiniert werden 

müssten, um die Anforderungen des Soil Monitoring Law zu erfüllen. Gleichzeitig wurde auf 

begrenzte personelle und finanzielle Ressourcen hingewiesen. 

Abschließend wurde dafür geworben, digitale Prozesse und Datenstrukturen von Beginn an 

mitzudenken, um die Umsetzung möglichst effizient zu gestalten. Die Teilnehmenden wurden 

eingeladen, ihre fachliche Expertise, Erfahrungen und Ideen aktiv in die weiteren Diskussio-

nen einzubringen. 

3. Vortrag: EU-Bodenrichtlinie: Deskriptoren und Indikatoren der Bodengesundheit 

Von: Silvia Pieper (Umweltbundesamt (UBA)) 

 Zusammenfassung Vortrag 
Der Einführungsvortrag gab einen Überblick über die Inhalte und Anforderungen der EU-Boden-

richtlinie im Bereich Bodenmonitoring und Bodengesundheit. Im Mittelpunkt standen die vor-

gesehenen Deskriptoren und Indikatoren zur Bewertung der Bodengesundheit sowie die dar-

aus resultierenden Aufgaben für die Mitgliedstaaten. 

Die Europäische Kommission veröffentlichte 2023 den Vorschlag einer Richtlinie zu Bodenmo-

nitoring und Bodenresilienz („Soil Monitoring and Resilience Law“). In den anschließenden 

Verhandlungen auf Ebene des Europäischen Parlaments und des Rates erfolgten zahlreiche 
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Anpassungen, unter anderem in Bezug auf die Unterstützung der Bodenreslienz und die Flexi-

bilität für die Mitgliedstaaten bei der Ausgestaltung des Bodenmonitorings und der Bewertung 

der Bodengesundheit. Nach Abschluss der Trilogverhandlungen erfolgte die Verabschiedung 

der Richtlinie im Oktober 2025, die im Dezember 2025 in Kraft getreten ist. Für die Umsetzung 

in nationales Recht steht den Mitgliedstaaten ein Zeitraum von drei Jahren zur Verfügung. Die 

Ausgangssituation innerhalb Europas unterscheidet sich dabei deutlich. Während einige Staa-

ten bereits über etablierte Bodenschutzgesetze und Monitoringprogramme verfügen, müssen 

andere zunächst entsprechende rechtliche und organisatorische Rahmenbedingungen schaf-

fen. 

Die Richtlinie verfolgt das Ziel, bis 2050 gesunde Böden in Europa zu erreichen. Hierfür soll 

unter anderem ein robuster und kohärenter europäischer Bodenüberwachungsrahmen ge-

schaffen werden, Bodenkontaminationen auf ein nicht schädliches Niveau verringert werden, 

gesunde Böden erhalten oder wiederhergestellt werden sowie alle Aspekte der Bodendegra-

dation adressiert werden. Die Richtlinie legt einen Rahmen für das Bodenmonitoring, die Be-

wertung der Bodengesundheit, die Unterstützung der Bodenresilienz und den Umgang mit kon-

taminierten Standorten fest. 

Ein zentrales Element der Richtlinie ist die Einführung des Begriffs der Bodengesundheit. Diese 

wird definiert als der physikalische, chemische und biologische Zustand des Bodens, der es 

dem Boden ermöglicht, als funktionierendes Ökosystem zu wirken und Ökosystemleistungen 

bereitzustellen. Die Richtlinie knüpft damit unmittelbar an den Ökosystemleistungsansatz an 

und betrachtet Böden sowohl als eigenständige Ökosysteme als auch als Grundlage gesell-

schaftlich relevanter Leistungen. 

Die Bewertung der Bodengesundheit erfolgt anhand von Deskriptoren und Indikatoren. De-

skriptoren beschreiben unmittelbar messbare Eigenschaften des Bodens, beispielsweise den 

Gehalt an organischem Kohlenstoff oder Schadstoffen im Boden. Indikatoren dienen stärker 

aggregierten Beschreibungen von Parametern, wie der Erfassung von Bodenversiegelung über 

Satellitendaten. Die Richtlinie unterscheidet dabei zwischen chemischen, physikalischen und 

biologischen Deskriptoren. Zu den chemischen Deskriptoren, die im Workshop beispielsweise 

behandelt werden, zählt die Bodenkontamination, unter anderem mit Schwermetallen und or-

ganischen Kontaminanten, während im physikalischen Bereich beispielsweise Wasserspei-

cherkapazität, Wasserinfiltration und Unterbodenverdichtung berücksichtigt werden. Für den 

biologischen Zustand des Bodens ist der Deskriptor „Verlust an Bodenbiodiversität“ vorgese-

hen. 

Die Richtlinie gruppiert Bodendeskriptoren und Indikatoren in verschiedenen Bereichen (An-

nex I). Für einzelne Deskriptoren bestehen bereits nachhaltige Zielwerte („Sustainable Target 

Values“, STV), während andere Zielwerte erst durch die Mitgliedstaaten festgelegt werden 

müssen. Ergänzend sollen operative Auslösewerte („Operational Trigger Values“, OTV) für die 

Deskriptoren in den Teilen A und B des Annexes durch die Mitgliedstaaten definiert werden. 

Die Zielwerte definieren den Bereich eines guten Bodenzustands, während die Auslösewerte 

Bereiche markieren, in denen Unterstützungs- oder Verbesserungsmaßnahmen erforderlich 

sein können. Verbindliche Maßnahmen sind in der verabschiedeten Richtlinie nicht vorgese-

hen; die Auslösewerte dienen insbesondere der Information und Priorisierung von Unterstüt-

zungsangeboten für die Bodenresilienz. 

Die Mitgliedstaaten müssen repräsentative Monitoringrahmen und Bodeneinheiten definieren, 

Messungen der Bodendeskriptoren und Indikatoren durchführen und die Bodengesundheit be-

werten. Darüber hinaus umfasst die Richtlinie Berichtspflichten gegenüber der Europäischen 

Kommission. Die Bewertung der Bodengesundheit erfolgt anhand der Ziel und Auslösewerte, 
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die beispielsweise einem Ampelsystem folgen. Der erste vollständige Monitoringzyklus soll in-

nerhalb von fünf Jahren nach Inkrafttreten der Richtlinie abgeschlossen werden. Die erste Be-

wertung der Bodengesundheit und die Berichterstattung an die Europäische Kommission sol-

len bis Mitte 2032 erfolgen.  

In Bezug auf die Deskriptoren, die im Workshop behandelt werden, bestehen unterschiedliche 

fachliche Ausgangssituationen. Im Bereich des Bodenwasserhaushalts liegen bereits etab-

lierte Methoden und Abschätzungsverfahren vor, beispielsweise für die Wasserspeicherkapa-

zität oder die hydraulische Leitfähigkeit. Für Bodenkontaminationen existieren standardisierte 

Verfahren zur Erfassung von möglichen Bodenkontaminanten, wobei ein Austausch auf euro-

päischer Ebene bereits erfolgt. Im Bereich der Bodenbiodiversität befinden sich einzelne Me-

thoden hingegen noch in einer dynamischen wissenschaftlichen Entwicklung, insbesondere 

DNA-Metabarcoding-Ansätze. 

Zur Unterstützung der Umsetzung entwickelt die Europäische Kommission in Zusammenarbeit 

mit den Mitgliedstaaten in den kommenden Jahren Leitfäden zu Themen wie Repräsentativität 

des Monitoringrahmens, Auswahl und Erfassung von Deskriptoren sowie zur Ableitung von 

Ziel- und Auslösewerten. Die Leitlinien sind nicht bindend, sollen schrittweise bis Anfang der 

2030er Jahre vorliegen und die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung unterstützen. 

Im Ablauf der Aufgaben Bodenzustand erfassen, Bodengesundheit bewerten und dazu berich-

ten, liegt im Allgemeinen der größe Erfüllungsaufwand in der Erfassung des Bodenzustandes. 

Für Deutschland bestehen nach aktueller Einschätzung sehr gute Voraussetzungen zur Umset-

zung der Richtlinie. Bund und Länder verfügen bereits über umfangreiche Bodenmonitoring- 

und Bodenzustandserhebungsprogramme mit langjährigen Datenreihen. Dadurch lassen sich 

nicht nur aktuelle Zustände, sondern auch langfristige Trends und Entwicklungen bewerten. 

Gleichzeitig besteht insbesondere für die nächsten Jahren weiterhin Abstimmungsbedarf hin-

sichtlich methodischer Fragen, der Harmonisierung von Monitoringansätzen sowie der Festle-

gung geeigneter Ziel- und Auslösewerte für die unterschiedlichen Bodendeskriptoren. 

 Diskussionsrunde 
Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie – Niedersachsen (LBEG): 

Es wurde nach dem Unterschied zwischen Bodendeskriptoren und Bodenindikatoren gefragt. 

Hintergrund der Frage war, dass in Deutschland beispielsweise Nährstoffüberschüsse häufig 

als Indikatoren und einzelne Messgrößen wie Phosphorgehalte eher als Deskriptoren verstan-

den werden. 

Umweltbundesamt (UBA): 

Das UBA erläuterte, dass die Begriffsverwendung innerhalb der EU-Bodenrichtlinie teilweise 

von dem in Deutschland etablierten Verständnis abweicht. In der Richtlinie werden grundsätz-

lich alle unmittelbar gemessenen Parameter als Deskriptoren eingeordnet. Indikatoren umfas-

sen hingegen vor allem aggregierte oder indirekt erfasste Größen, beispielsweise Bodenver-

siegelung oder Bodenabtrag auf Basis von Fernerkundungsdaten. Dadurch werden Parameter 

wie der Gehalt an organischem Kohlenstoff in der EU-Bodenrichtlinie als Deskriptoren geführt, 

obwohl sie in anderen nationalen Kontexten häufig als Indikatoren verwendet werden. 

 

Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft (LfL): 

Es wurde angemerkt, dass die Diskussionen zu den Bodendeskriptoren möglichst frühzeitig 

gebündelt werden sollten. Gleichzeitig wurde auf eine parallel stattfindende Veranstaltung des 
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Thünen-Instituts hingewiesen und darauf hingewiesen, dass langfristig parallele Diskussions-

prozesse vermieden werden sollten. 

Umweltbundesamt (UBA): 

Das UBA betonte, dass keine Konkurrenz zwischen den Veranstaltungen bestehe. Vielmehr be-

fänden sich unterschiedliche Institutionen parallel in der fachlichen Auseinandersetzung mit 

der EU-Bodenrichtlinie. Das Thünen-Institut bringe dabei insbesondere Erfahrungen aus den 

EJP Soil-Projekten ein. Gleichzeitig wurde hervorgehoben, dass ein enger Austausch zwischen 

den beteiligten Institutionen stattfinde und eine stärkere Bündelung der Diskussionen ange-

strebt werde. 

 

Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG): 

Es wurde auf die zentrale Bedeutung der Repräsentativität bei der Auswahl von Messpunkten 

hingewiesen. Ohne eine belastbare Definition repräsentativer Standorte sei eine fachlich fun-

dierte Bewertung der Bodengesundheit kaum möglich. In diesem Zusammenhang wurde nach 

dem weiteren Zeitplan und den geplanten Diskussionen zu diesem Themenbereich gefragt. 

Umweltbundesamt (UBA): 

Das UBA verwies auf laufende und sehr dynamische Entwicklungen auf europäischer Ebene. 

Die Europäische Kommission habe gemeinsam mit dem Joint Research Centre (JRC) und der 

Europäischen Umweltagentur (EEA) Expertengruppen und Workshops zum Soil Monitoring Law 

eingerichtet, in denen Fragen des Monitoringrahmens und der Repräsentativität diskutiert wer-

den. Die Mitgliedstaaten beteiligen sich über ihre jeweiligen Ministerien und entsenden fach-

liche Expertinnen und Experten. Die bisherigen Diskussionen hätten gezeigt, dass die Aus-

gangslagen der Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich seien. Während einige Staaten kaum 

über bestehende Monitoringprogramme verfügen und eine starke Unterstützung durch die EU 

einfordern, verfüge Deutschland bereits über zahlreiche etablierte Messnetze und Monitoring-

programme, die weiterhin genutzt werden sollen. Ein erster Entwurf einer europäischen Leitli-

nie zum Monitoringrahmen werde bereits im Frühsommer erwartet. Parallel dazu laufen auch 

in Deutschland fachliche Diskussionen zur Ausgestaltung repräsentativer Monitoringansätze. 

 

Ministerium für Land- und Ernährungswirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes 

Brandenburg (MLEUV BB): 

Es wurde nach der Zusammensetzung der europäischen Expertengruppen und den Beteili-

gungsmöglichkeiten der Bundesländer gefragt. Hintergrund war ein kurzfristig eingegangener 

Aufruf zur Mitarbeit in fachtechnischen Arbeitsgruppen auf europäischer Ebene. 

Umweltbundesamt (UBA): 

Das UBA erläuterte, dass an den bisherigen Sitzungen Vertreterinnen und Vertreter des Bun-

desumweltministeriums, des Bundeslandwirtschaftsministeriums, des Umweltbundesamtes, 

des Thünen-Instituts sowie der Bundesländer beteiligt waren. Für die Bundesländer nahmen 

Vertretende der Bodendauerbeobachtung und der Beauftragte des Bundesrates in den Bera-

tungsgremien der Europäischen Union zum Bodenschutz teil. Es wurde darauf hingewiesen, 

dass die Dokumente und Diskussionsunterlagen auf europäischer Ebene häufig sehr kurzfris-

tig bereitgestellt werden, was die hohe Dynamik des laufenden Prozesses verdeutlichen 

würde. Die Europäische Kommission, das Joint Research Centre und die Europäische Umwelta-

gentur bemühten sich gleichzeitig darum, die teils sehr unterschiedlichen Positionen und An-

forderungen der Mitgliedstaaten aufzunehmen und in den weiteren Prozess einzubeziehen. 
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Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie – Niedersachsen (LBEG): 

Es wurde die Frage nach den Zuständigkeiten und organisatorischen Strukturen zur Umsetzung 

des Soil Monitoring Law in Deutschland gestellt. Angesichts der Vielzahl beteiligter Akteure 

wurde die Notwendigkeit klarer Verantwortlichkeiten und koordinierter Prozesse hervorgeho-

ben. 

Umweltbundesamt (UBA): 

Das UBA verwies darauf, dass die Zuständigkeit für das Dossier auf Bundesebene beim Bun-

desumweltministerium liegt und weitere Ressorts eingebunden sind. Darüber hinaus seien be-

reits Abstimmungen zu möglichen Bund-Länder-Arbeitsgruppen erfolgt, unter anderem in An-

lehnung an Strukturen aus der Umsetzung anderer europäischer Umweltgesetzgebungen. Das 

Nationale Bodenmonitoringzentrum solle insbesondere die Organisation fachlicher Arbeits-

gruppen unterstützen. Ergänzend sei ein Unterstützungsvorhaben vorgesehen, das fachliche 

Sitzungen organisatorisch begleitet, Diskussionspapiere vorbereitet und Ergebnispapiere do-

kumentiert, um die fachlichen Erkenntnisse breit verfügbar zu machen. 

 

Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung des Landes 

Schleswig-Holstein (MEKUN SH): 

Es wurde nach dem fachlichen Rahmen der Veranstaltung gefragt. Dabei wurde insbesondere 

thematisiert, warum heute nur ausgewählte Deskriptoren behandelt werden und wie die Dis-

kussion weiterer Deskriptoren organisiert werden soll. Zudem wurde gefragt, ob die Diskus-

sion nutzungsübergreifend geführt werde und inwieweit urbane Räume berücksichtigt werden. 

Umweltbundesamt (UBA): 

Das UBA erläuterte, dass die heutige Veranstaltung bewusst nutzungsübergreifend angelegt 

sei und die ausgewählten Deskriptoren beispielhaft unterschiedliche Bereiche des Bodenmo-

nitorings abdecken sollten. Weitere Deskriptoren würden schrittweise in Fachgruppen und zu-

künftigen Veranstaltungen behandelt werden. Urbane Räume wurden ausdrücklich als wichti-

ger Themenbereich hervorgehoben. Zwar seien urbane Böden bislang nur begrenzt Teil klassi-

scher Bodenzustandsmonitoringprogramme, dennoch existierten bereits zahlreiche Untersu-

chungen und Datengrundlagen zu Böden in Städten und Siedlungsräumen. 

 

Bayerische Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft (LWF): 

Es wurde gefragt, inwieweit das Soil Monitoring Law flexible Monitoringansätze ermöglicht, 

bei denen insbesondere Bereiche mit starken Veränderungen intensiver untersucht werden. 

Als Beispiel wurden Veränderungen in Waldbeständen genannt, die über Fernerkundung er-

kannt werden könnten. 

Umweltbundesamt (UBA): 

Das UBA erläuterte, dass die Richtlinie grundsätzlich einen flächendeckenden und repräsenta-

tiven Bodenmonitoringrahmen vorsieht. Gleichzeitig bestehe Flexibilität hinsichtlich der Aus-

wahl und Häufigkeit einzelner Deskriptoren. Die Mitgliedstaaten könnten begründen, warum 

bestimmte Parameter nicht in jedem Monitoringzyklus vollständig erhoben werden. Auf euro-

päischer Ebene werde jedoch betont, dass negative Veränderungen von Böden häufig schnell 

auftreten können, während Wiederherstellungsprozesse deutlich länger dauern. Vor diesem 

Hintergrund seien längere Untersuchungsintervalle in den bisherigen Diskussionen nur einge-

schränkt unterstützt worden. 
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4. Impulsvorträge zu den drei Themengruppen 

 Monitoring Bodenkontamination 

Von: Annegret Biegel-Engler und Pia Kotschik (Umweltbundesamt) 

Der Impulsvortrag zum Monitoring von Bodenkontaminationen gab einen Überblick über die 

Anforderungen des Soil Monitoring Law an die Erfassung diffuser stofflicher Belastungen. Der 

Fokus dieser Veranstalgung lag ausdrücklich auf diffusen, stofflichen Belastungen und nicht 

auf kontaminierten Standorten, die im Soil Monitoring Law in einem eigenen Kapitel behandelt 

werden. Schadstoffe aus diffusen Belastungen gelangen aus unterschiedlichen Quellen in Bö-

den. Für diffuse Belastungen soll durch das Soil Monitoring Law ein europaweiten Monitoring-

rahmen geschaffen werden, welcher dem allgemeinen Rahmen für das im SML geforderte Bo-

denmonitoring folgt. Zunächst müssen hierfür die Mitgliedstaaten Bodenbezirke, Bodenein-

heiten und letztendlich einen repräsentativen Monitoringrahmen festlegen. Dabei spielen Fra-

gen zur Repräsentativität, zu bestehenden Datengrundlagen sowie zur möglichen Nutzung be-

stehender Programme wie LUCAS eine wichtige Rolle. Darauf aufbauend erfolgen die Messun-

gen relevanter Bodendeskriptoren, die Bewertung der Bodengesundheit und die Berichterstat-

tung an die Europäische Kommission. Für den Bereich der Schadstoffe betrifft dies insbeson-

dere die Frage, welche Stoffe untersucht werden, welche Methoden für Probenahme und Ana-

lytik verwendet werden und wie Ziel- und Auslösewerte für die Bewertung abgeleitet werden 

können. 

Die zeitlichen Vorgaben entsprechen dem allgemeinen Umsetzungsrahmen des Soil Monito-

ring Law. Bis Dezember 2027 werden die Europäische Kommission und die Europäische Um-

weltagentur ein digitales Register für Bodengesundheitsdaten einrichten. Bis März 2029 sol-

len dann die Mitgliedstaaten Bodenbezirke, Bodeneinheiten und zuständige Behörden festle-

gen. Bis Ende 2030 sollen die ersten Bodenmessungen abgeschlossen sein. Die Bewertung der 

Bodengesundheit soll bis Ende 2031 erfolgen, bevor die Mitgliedstaaten ihre Ergebnisse bis 

Juni 2032 an die Europäische Kommission berichten. 

Zur Unterstützung der Umsetzung bereitet die Europäische Kommission mehrere Leitfäden vor. 

Diese betreffen unter anderem den Überwachungsrahmen und die Lage der Probenahmestan-

dorte, die Festlegung unverbindlicher nachhaltiger Zielwerte und operativer Auslösewerte, die 

Erstellung einer indikativen Liste relevanter Bodenkontaminanten, die Bestimmung oder 

Schätzung von Bodendeskriptoren sowie die Durchführung von In-situ-Probenahmen. Die Mit-

gliedstaaten können ihre fachliche Expertise in die Erarbeitung dieser Leitfäden einbringen. 

Für das Monitoring von Bodenkontaminationen sind insbesondere Anhang I Teil B und Teil C 

der Richtlinie relevant. In Anhang I Teil B werden Bodendeskriptoren genannt, für die die Mit-

gliedstaaten Kriterien für einen guten Bodenzustand festlegen müssen. Dazu gehören Schwer-

metalle sowie eine Auswahl organischer Kontaminanten. Bei der Auswahl der für das Monito-

ring relevanten, organischen Kontaminanten besteht Spielraum für die Mitgliedstaaten. Die 

ausgewählten Stoffe sollen jedoch eine fachliche und regulatorische Relevanz aufweisen, bei-

spielsweise durch Bezüge zu bestehenden Regelwerken für den Schutz von Gewässern oder 

der Luft vor Emissionen. Die Stoffe aus Teil B müssen an allen Proben des jeweiligen Monito-

rings untersucht werden. 

Anhang I Teil C enthält Bodendeskriptoren ohne Kriterien. Dazu zählen unter anderem PFAS-21 

beziehungsweise PFAS-43, Pestizidwirkstoffe und deren Metaboliten sowie fakultativ weitere 

neu auftretende Bodenkontaminanten. Für diese Stoffgruppen besteht ebenfalls Flexibilität bei 
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der Auswahl. Anders als bei den Stoffen aus Teil B müssen diese Parameter nur an einer be-

grenzten Anzahl von Proben untersucht werden. Die Richtlinie legt hierfür keinen festen Anteil 

fest. 

Ein zentrales Element ist die geplante indikative Liste der Bodenkontaminanten. Die Europäi-

sche Kommission soll diese Liste bis Juni 2027 gemeinsam mit den Mitgliedstaaten erstellen. 

Sie dient als Hilfsangebot für die Mitgliedstaaten und ist nicht verpflichtend. Die Mitgliedstaa-

ten können Stoffe aus dieser Liste übernehmen oder eigene Listen entwickeln. Die Auswahl der 

Stoffe soll unter anderem anhand ihres Risikos für die menschliche Gesundheit und die Um-

welt, ihrer Toxizität, Persistenz, Mobilität, möglicher Quellen sowie vorhandener Informatio-

nen zu Verwendungsmengen und Anwendungsbereichen erfolgen. Auch Daten aus dem Hu-

man-Biomonitoring können berücksichtigt werden, sofern ein Bezug zu Böden besteht. 

4.1.1 Verständnisfragen zum Monitoring der Bodenkontamination 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie – Niedersachsen (LBEG): 

Es wurde gefragt, wie bei der Erstellung der europäischen Leitfäden („Guidance-Dokumente“) 

berücksichtigt wird, dass in vielen Mitgliedstaaten, insbesondere in Deutschland, bereits etab-

lierte Monitoring- und Bewertungsverfahren existieren. Dabei wurde betont, dass vorhandene 

fachliche Ansätze und langjährige Erfahrungen in die Entwicklung der Leitlinien einfließen soll-

ten. 

Umweltbundesamt (UBA): 

Das UBA erläuterte, dass Deutschland beabsichtigt, sich aktiv in die europäischen Arbeitsgrup-

pen und die Erstellung der Guidance-Dokumente einzubringen. Ziel sei es, bestehende natio-

nale Verfahren und etablierte fachliche Praxis möglichst umfassend zu berücksichtigen. 

Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen, dass die Mitgliedstaaten laut Richtlinie über einen ho-

hen Grad an Flexibilität verfügen. Die Guidance-Dokumente seien insbesondere als Unterstüt-

zung für Mitgliedstaaten gedacht, die bislang nur geringe oder keine etablierten Monito-

ringstrukturen besitzen. Eine verpflichtende Umsetzung der Leitlinien in allen Mitgliedstaaten 

sei nach aktuellem Verständnis der Richtlinie nicht vorgesehen. 

 

Thünen-Institut: 

Es wurde gefragt, wie sichergestellt werden kann, dass die im Rahmen der LUCAS-Erhebung 

2027 untersuchten Kontaminanten mit den zukünftigen Anforderungen des Soil Monitoring 

Law übereinstimmen. Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen, dass die Ausschreibung für die 

LUCAS-Inventur bereits läuft und entsprechende Entscheidungen damit möglicherweise vor-

weggenommen werden. 

Umweltbundesamt (UBA): 

Das UBA verwies darauf, dass im Rahmen des „NORMAN Network“ unter Beteiligung verschie-

dener Mitgliedstaaten und Institutionen bereits Stofflisten und Vorschläge für relevante Kon-

taminanten für die indikative Liste erarbeitet werden. Diese Vorschläge sollen im Laufe des 

Jahres an die Europäische Kommission weitergegeben werden. Vertreterinnen und Vertreter 

des Joint Research Centre (JRC) sind ebenfalls an diesen Arbeiten beteiligt. 

  



Ergebnisprotokoll 3. Fachtreffen Nationales Bodenmonitoringzentrum 

 

 

10 

 

 

 Bodenwasserhaushalt 
Von: Mathias Herbst (Deutscher Wetterdienst), Ina Krahl und Stefanie Stöckhardt 

(Umweltbundesamt) 

Der Impulsvortrag zum Bodenwasserhaushalt gab einen Überblick über die Anforderungen des 

Soil Monitoring Law im Bereich wasserhaushaltsbezogener Bodendeskriptoren und skizzierte 

zentrale fachliche Fragestellungen für die weitere Diskussion. Der Deutsche Wetterdienst ver-

wies dabei auf seine Aktivitäten im Bereich Bodenfeuchtemonitoring, insbesondere auf den 

Betrieb des Bodenfeuchte-Viewers sowie den Ausbau des amtlichen Messnetzes um Boden-

feuchtemessungen. 

Im Mittelpunkt standen die im Soil Monitoring Law genannten Deskriptoren Wasserspeicher-

kapazität, gesättigte hydraulische Leitfähigkeit und Luftkapazität. Für diese Parameter enthält 

die Richtlinie konkrete methodische Vorgaben. Gleichzeitig bestehen aus Sicht des Vortrags 

weiterhin erhebliche fachliche Spielräume, insbesondere hinsichtlich des Monitoringdesigns 

und der praktischen Umsetzung. 

Hervorgehoben wurde, dass die Mitgliedstaaten Anzahl und Lage der Probenahmestellen 

selbst festlegen sollen. Die Richtlinie gibt dabei kein festes Raster oder eine Mindestdichte 

vor, sondern fordert eine repräsentative Abbildung der Variabilität der Böden und Landnutzun-

gen. Deutschland wurde aufgrund der bereits bestehenden Messprogramme und Monitoring-

netze als vergleichsweise gut aufgestellt eingeschätzt. Gleichzeitig wurden offene Fragen zur 

Einbeziehung unterschiedlicher Landnutzungen wie Landwirtschaft, Wald oder urbaner Räume 

benannt. Auch der Umgang mit bestehenden Programmen wie LUCAS sowie den Monitoring-

netzen von Bund und Ländern wurde als wichtiger Diskussionspunkt hervorgehoben. 

Ein weiterer Schwerpunkt lag auf der Definition von Ziel- und Schwellenwerten für die Bewer-

tung der Bodengesundheit. Das Soil Monitoring Law überlässt die Festlegung dieser Werte 

weitgehend den Mitgliedstaaten. Dies wurde als fachlich und politisch relevanter Punkt her-

vorgehoben, da die Wahl der Schwellenwerte direkten Einfluss auf die spätere Bewertung der 

Böden hat. Gleichzeitig stellte der Vortrag den engen Zusammenhang zwischen Bodenwasser-

haushalt und klimabezogenen Risiken wie Dürre, Starkregen und Überschwemmungen heraus. 

Vor diesem Hintergrund wurde die Frage aufgeworfen, ob Untersuchungen ausschließlich der 

obersten Bodenschichten ausreichen oder ob der Gesamtboden betrachtet werden muss, um 

belastbare Aussagen zur Bodengesundheit treffen zu können. Dabei wurden unter anderem die 

Unterschiede zwischen LUCAS-Beprobungen bis 30 cm und tieferen Bodenschichten im Ver-

gleich zu den abweichenden Probenahmetiefen für die nationalen Bodenzustandserhebungen 

diskutiert. 

Für die Methodik der Datenerhebung sieht die Richtlinie standardisierte ISO-Verfahren vor. 

Gleichzeitig besteht die Möglichkeit, bestimmte Parameter nicht direkt zu messen, sondern 

über Abschätzungsverfahren wie Pedotransferfunktionen abzuleiten. Beispielsweise kann die 

Wasserspeicherfähigkeit anhand von Korngrößenverteilung, Trockenrohdichte und organi-

schem Kohlenstoff abgeschätzt werden. Dies wurde als zentrale fachliche Fragestellung für die 

weitere Diskussion benannt. Dabei stellte sich insbesondere die Frage, wie zuverlässig solche 

Abschätzungsverfahren im Vergleich zu direkten Messungen sind und ob sie für die angestreb-

ten Bewertungen ausreichen. 

Darüber hinaus identifizierte der Vortrag verschiedene offene Fragen für die weitere fachliche 

Diskussion. Dazu gehören die Auswahl geeigneter bestehender Messnetze und Monitoringpro-

gramme, die Frage nach erforderlichen Untersuchungstiefen, die Einbindung moderner Boden-

feuchtemessungen und Modellierungsansätze sowie die Nutzung von Fernerkundungsdaten. 
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Genannt wurden unter anderem mögliche Ansätze auf Basis von TDR-, CRNS- oder Boden-

feuchte-Messnetzen sowie Erfahrungen aus dem Copernicus-Netzwerkbüro Boden. Ebenso 

wurden die Rolle bestehender Laborstrukturen, Referenzmethoden und Modellierungsansätze 

thematisiert. Abschließend wurde darauf hingewiesen, dass insbesondere die Balance zwi-

schen nationaler methodischer Flexibilität und europaweiter Vergleichbarkeit eine zentrale 

Herausforderung darstellen wird. 

4.2.1 Verständnisfragen zum Bodenwasserhaushalt 

Zu diesem Vortrag gab es keine Verständnisfragen. 

 Bodenbiodiversität 
Von: Valentyna Krashevska, Ina Schäfer (Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung) 

und Silvia Pieper (Umweltbundesamt) 

Der Impulsvortrag zur Bodenbiodiversität stellte wissenschaftliche Perspektiven zur Integra-

tion DNA-basierter Methoden in ein zukünftiges Bodenmonitoring vor. Der Schwerpunkt lag 

dabei insbesondere auf Metabarcoding-Verfahren und deren Potenzial zur ergänzenden Erfas-

sung biologischer Vielfalt im Boden. Die vorgestellten Ansätze wurden ausdrücklich als Ergän-

zung bestehender Monitoringverfahren und etablierter Monitoringstrukturen verstanden, nicht 

als Ersatz bisheriger Methoden. 

Zu Beginn hob die Vortragende die grundlegende Bedeutung der Bodenbiodiversität für zent-

rale Bodenfunktionen hervor. Bodenorganismen tragen wesentlich zu Nährstoffkreisläufen, 

Humusbildung, Wasserhaushalt, Krankheitsunterdrückung sowie zur Resilienz gegenüber 

Dürre und Nutzungseinflüssen bei. Der Zustand der Bodenbiodiversität wurde daher als zent-

raler Bestandteil der Bodengesundheit beschrieben. Gleichzeitig wurde darauf verwiesen, 

dass der Schutz der Bodenbiodiversität bereits in verschiedenen nationalen und europäischen 

Strategien verankert sei und DNA-basierte Methoden im Soil Monitoring Law ausdrücklich be-

rücksichtigt werden. 

Im weiteren Verlauf erläuterte die Vortragende das Prinzip des DNA-Metabarcodings. Dabei 

wird DNA aus Bodenproben extrahiert, sequenziert und bioinformatisch unterschiedlichen Or-

ganismengruppen zugeordnet. Auf diese Weise lassen sich zahlreiche Taxa gleichzeitig aus 

einer einzigen Bodenprobe erfassen. Das DNA-Material umfasst dabei nicht nur Mikroorganis-

men wie Bakterien und Pilze, sondern auch weitere Bodenorganismen wie Protisten, Nemato-

den, Milben, Collembolen oder Enchyträen. Dadurch entsteht die Möglichkeit, Biodiversität in-

tegrativ und über verschiedene Organismengruppen hinweg zu betrachten. 

Anhand einer europäischen Studie mit mehreren hundert Standorten aus unterschiedlichen 

Landnutzungen wurde gezeigt, dass sich biologische Gemeinschaften zwischen Ökosystemen 

deutlich unterscheiden. Besonders hervorgehoben wurde, dass nicht allein die Artenzahl ent-

scheidend sei, sondern auch die Zusammensetzung der Organismengemeinschaften und de-

ren funktionelle Bedeutung. Unterschiedliche Organismengruppen übernehmen unterschied-

liche ökologische Funktionen und reagieren verschieden auf Landnutzung, Belastungen oder 

Stressoren. Vor diesem Hintergrund betonte die Vortragende die Bedeutung eines integrativen 

„Multi-Taxa“-Ansatzes, der über die ausschließliche Betrachtung mikrobieller Diversität hin-

ausgeht. 

Der Vortrag hob zudem hervor, dass viele grundlegende Prozesse und technische Infrastruktu-

ren für DNA-basierte Verfahren bereits vorhanden seien. Probenahme, DNA-Extraktion, Se-
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quenzierung, Laborinfrastruktur und bioinformatische Auswertung existieren bereits im mik-

robiellen Monitoring. Die Erweiterung auf zusätzliche Organismengruppen wurde als methodi-

sche Ergänzung bestehender Abläufe verstanden und nicht als Aufbau vollständig neuer Struk-

turen. Durch zusätzliche Marker innerhalb bestehender Workflows könnten mit vergleichs-

weise geringem Zusatzaufwand deutlich umfangreichere biologische Informationen gewonnen 

werden. Gleichzeitig wurde auf die Skalierbarkeit und Effizienz standardisierter molekularer 

Verfahren hingewiesen. 

Darüber hinaus stellte der Vortrag heraus, dass DNA-basierte Verfahren künftig nicht nur Aus-

sagen zur Artenzahl ermöglichen, sondern auch Informationen zur Gemeinschaftsstruktur, zu 

funktionellen Gruppen, trophischen Ebenen sowie zu Reaktionen auf Landnutzung und Stres-

soren liefern können. Dies könne unter anderem Frühwarnsignale biologischer Veränderungen 

sichtbar machen, die Bewertung der Bodengesundheit verbessern sowie eine Grundlage für 

Ziel- und Auslösewerte schaffen. Gleichzeitig könnten bestehende Proben effizienter genutzt 

und Anforderungen europäischer Berichtspflichten unterstützt werden. 

Abschließend benannte der Vortrag zentrale Voraussetzungen für ein zukünftiges Bodenbio-

diversitätsmonitoring insbesondere in Bezug auf molekularbiologische Methoden. Dazu zäh-

len harmonisierte Methoden, modulare Indikatorensysteme, belastbare Definitionen von Refe-

renzzuständen, routinemäßige Monitoringabläufe, leistungsfähige Dateninfrastrukturen so-

wie fachlich fundierte Ziel- und Auslösewerte. Insgesamt ordnete der Vortrag DNA-basierte Me-

thoden als realistische und vielversprechende Ergänzung bestehender Monitoringansätze ein. 

Die zentrale Herausforderung liege künftig weniger in der grundsätzlichen technischen Mach-

barkeit als vielmehr in der standardisierten und praktikablen Umsetzung eines breit angeleg-

ten Bodenbiodiversitätsmonitorings. 

4.3.1 Verständnisfragen zur Bodenbiodiversität 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie – Niedersachsen (LBEG): 

Es wurde gefragt, inwieweit DNA-Metabarcoding-Verfahren bereits ausreichend für langfristige 

Monitoringanwendungen erprobt sind. Dabei stand insbesondere die Frage im Mittelpunkt, ob 

sich Veränderungen der Biodiversität tatsächlich belastbar auf Artebene erfassen lassen und 

ob die Methoden ausreichend stabil sind, um Veränderungen im Monitoring eindeutig von me-

thodischen Änderungen unterscheiden zu können. Zudem wurde auf die begrenzten finanziel-

len Ressourcen hingewiesen und hinterfragt, wie weit zusätzliche methodische Erweiterungen 

praktisch umsetzbar sind. 

Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung: 

Die Vortragende erläuterte, dass DNA-basierte Methoden insbesondere für Mikroorganismen 

wie Bakterien und Pilze bereits gut etabliert sind und europaweit erfolgreich eingesetzt wer-

den. Standardisierte Protokolle ermöglichen dabei eine hohe Vergleichbarkeit zwischen Unter-

suchungen. Voraussetzung dafür ist, dass die festgelegten methodischen Abläufe konsequent 

eingehalten werden. 

Hinsichtlich der taxonomischen Auflösung verwies die Vortragende darauf, dass die Möglich-

keiten stark von den jeweiligen Organismengruppen abhängen. Für einige Gruppen lassen sich 

bereits belastbare Aussagen auf Artebene treffen, während für andere Gruppen funktionelle 

Informationen wichtiger sein können als eine vollständige Artbestimmung. Daher müsse künf-

tig geprüft werden, welche Organismengruppen sich besonders für ein großräumiges Biodiver-

sitätsmonitoring eignen. 



Ergebnisprotokoll 3. Fachtreffen Nationales Bodenmonitoringzentrum 

 

 

13 

 

 

Gleichzeitig betonte die Vortragende, dass Metabarcoding-Verfahren die parallele Erfassung 

zahlreicher Organismengruppen innerhalb eines Analyseprozesses ermöglichen. Dadurch 

könnten zusätzliche Informationen gewonnen werden, ohne dass für jede Organismengruppe 

vollständig separate Untersuchungsabläufe aufgebaut werden müssten. Aus ihrer Sicht eröff-

net dies die Möglichkeit, bestehende Monitoringansätze vergleichsweise effizient um weitere 

biologische Informationen zu ergänzen. 

5. Ergebnisse aus den Themengruppen 

 Monitoring Bodenkontamination 
Welche Anforderungen ergeben sich aus dem SML für das jeweilige Themenfeld? 

In der Diskussionsrunde zur Bodenkontamination wurden zunächst die Anforderungen des 

SML zur Erfassung der diffusen Bodenbelastung vorgetragen. Das SML sieht vor, Metalle und 

ausgewählte, organische Chemikalien mit bestehenden Regelungen (z.B. Wasserrahmen-

richtlinie) in allen Proben der repräsentativen Stichprobenerfassung zu messen, während 

PFAS und weitere organische Kontaminanten wie z.B. Pflanzenschutzmittel (PSM) nur an einer 

begrenzten Anzahl von Probenahmestellen zu erfassen sind. Bis Mitte nächsten Jahres soll 

eine ‘indikative Liste’ von Chemikalien durch die EU-Kommission mit Hilfe der einzelnen Mit-

gliedsstaaten (MS) erstellt werden. Aus dieser Liste sollen dann in einem zweiten Schritt die 

MS Stofflisten für das Monitoring von organischen Chemikalien in dem jeweiligen Hoheitsge-

biet erstellen. Weiterhin sollen für die in das Monitoring (Anhang 1, Teil B) aufgenommenen 

Wirkstoffe Ziel- und Auslösewerte abgeleitet werden.  

 

Welche bestehenden nationalen Programme und Datenquellen sollten berücksichtigt werden? 

Von Seiten des Umweltbundesamtes wurden Forschungsprojekte sowie Datenresourcen vor-

gestellt, welche für die Berichterstattung der diffusen, chemischen Belastung von Böden in 

Frage kommen. Genannt wurden die Projekte des Umweltbundesamtes ‘Hintergrundwerte für 

PFAS und Mikroplastik’, ‘Chemische Belastung von Agrarflächen in Deutschland’, ‘PFAS Moni-

toring Teil II’, ‘BioDive4Soil’ sowie die EU-Projekte ‘TerraChem’, ‘ARAGORN’ und ‘Sprint’. Dar-

über hinaus sind Daten aus den LUCAS Soil Surveys sowie der Umweltprobenbank des Bun-

des möglicherweise nutzbar für die Berichterstattung. Unklar bleibt, inwiefern die Daten aus 

den Dauerbeobachtungsflächen des Bundes sowie der Bodenzustandserfassungen im Wald 

und im Ackerland für eine Berichterstattung der chemischen Belastung von Böden zukünftig 

genuzt werden könnten. Derzeit werden auf diesen Flächen nicht alle Kontaminanten gemäß 

SML erfasst und es ist sehr fraglich, ob die Flächeneigentümer der zukünftigen Erfassung von 

z. B. PSM und Schwermetallen zustimmen würden.  

Wo bestehen derzeit offene fachliche Fragen? 

Derzeit bestehen noch viele offene, fachliche Fragen im Hinblick auf die Umsetzung des SML 

in Deutschland. So werden vom SML Methoden für die Probenahme gefordert, die in Deutsch-

land bislang nicht angewendet werden. Eine zentrale Abweichung besteht in der Probenah-

metiefe, diese ist im SML unabhängig von der Landnutzung für die Bodenschicht 0-30 cm. In 

Deutschland werden in bestehenden Überwachungsprogrammen - abhängig von der Landnut-

zung – unterchiedliche Probenahmetiefen beprobt (0-10 cm in Grünland + Wald (+ Streu), 0-

30 cm im Acker). Eine Umstellung der Probenahmetiefe auf durchgängig 0-30 cm würde die 
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Vergleichbarkeit der langjährigen, in Deutschland erfassten Zeitreihen in Frage stellen. Die 

für die Berichterstattung notwendige Probenahmetiefe gilt es zu klären.  

Die im SML geforderten Stoffgruppen Schwermetalle, PSM und PFAS werden in Deutschland 

standardmäßig nicht mit erfasst. Schwermetalle werden zwar im Forst miterfasst, jedoch 

nicht auf landwirtschaftlichen (LWS) Flächen. PSM und PFAS werden weder im Forst noch in 

LWS Flächen aufgenommen. Eine Erweiterung der bestehenden, langjährigen Programme in 

Deutschland um weitere Stoffe, insbesondere PSM, wird als kritisch angesehen. Zum Einen 

stellt sich die Finanzierungsfrage und zum Anderen wird mit einer niedrigen Akzeptanz der 

Flächeneigentümer gerechnet, was die zukünftige Verfügbarkeit der Flächen und somit die 

Weiterführung des langjährigen Bodenmonitorings in Deutschland in Frage stellen würde.  

Von Seiten des Umweltbundesamtes wird derzeit an der Erstellung von Stofflisten für das 

Chemikalien-Monitoring für den Europäischen und Deutschen Raum gearbeitet. Die Veröffent-

lichung der Europäischen Vorschlagsliste durch das ‘Norman Netzwerk’ ist innerhalb dieses 

Jahres angedacht, die Liste umfasst neben Industriechemikalien, persistenten organischen 

Schadstoffen (POPs), Bioziden und Pharmaka ca. 70 PSM-Wirkstoffe. Der Vorschlag für 

Deutschland befindet sich derzeit noch in der Hausabstimmung, umfasst ebenfalls ca. 70 

PSM Wirkstoffe und sollte zukünftig mit VertreterInnen der Bundesländer diskutiert werden.  

Für die Ableitung von Wirkschwellen bestand unter den TeilnehmerInnen Einigkeit über die 

Frage der Verwendung bereits bestehender Werte aus der BBodSchV: Vorhandene Werte soll-

ten in jedem Fall mit aufgenommen werden. Darüber hinaus wurde thematisiert, dass die 

BBodSchV generell nur wenige PSM enthält. Wenn Werte für PSM vorhanden sind, beziehen 

sich diese auf die menschliche Gesundheit und nicht auf den Schutz des Ökosystems. Zu-

künftig sollte auch das Bewertungskonzept für die Beurteilung der Bodengesundheit disku-

tiert werden, da Überschreitungen an einzelnen Standorten nicht unbedingt aussagekräftig 

für die gesamte Bodenregion sind.  

Welche Herausforderungen erscheinen für die nächsten Schritte der Umsetzung besonders re-

levant? 

Als zentrale Herausforderung der Umsetzung des SML gilt die Frage der Finanzierung des zu 

erwartenden Monitorings. Es muss geklärt werden, ob Bundes- oder Landesmittel für die Fi-

nanzierung verwendet werden sollen. Aus Sicht der teilnehmenden Ländervertreter sind in den 

Ländern keine Mittel für die Umsetzung des SML vorhanden. 

Fraglich ist auch, in wie fern die Verwendung der Daten von der europäischen Bodenzustand-

serfassung ‘LUCAS’ für die Berichterstattung verwendet werden kann. Eine reine Fokussie-

rung auf die durch LUCAS erhobenen Daten in Deutschland ist wahrscheinlich nicht ausrei-

chend, um die im SML geforderte Probenanzahl zu erfüllen. Eine gemeinsame Auswertung der 

europäischen und der deutschen Daten ist aufgrund der unterschiedlichen Methoden schwie-

rig. Insbesondere sind die von LUCAS verwendeten Methoden im Forst nicht ausreichend, um 

den Zustand der Waldböden zu beschreiben. Es wurde angeregt, Kriterien für die Qualitätssi-

cherung der erhobenen Daten einzuführen und zu berücksichtigen. 

Weitere diskutierte Themen 

Abschließend wurde hervorgehoben, dass das SML eine große Chance zur deutschlandweiten 

Erhebung und Bewertung von Bodendaten ermöglicht, wenngleich noch viele Unklarheiten 

bezüglich der praktischen Umsetzung bestehen.  
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5.1.1 Fragen zur Vorstellung des Themas Monitoring der Bodenkontamination 

Es wurden keine Fragen zur Vorstellung dieser Ergebnisse gestellt. 

 Bodenwasserhaushalt 
Welche Anforderungen ergeben sich aus dem SML für das jeweilige Themenfeld? 

Die Diskussion verdeutlichte, dass der Bodenwasserhaushalt im Soil Monitoring Law nicht 

allein als Laborfrage verstanden wurde. Zwar stehen mit Wasserspeicherkapazität, gesättig-

ter hydraulischer Leitfähigkeit und Luftkapazität konkrete Deskriptoren im Mittelpunkt, für 

die Umsetzung wurden jedoch drei Anforderungen hervorgehoben: Die Messpunkte sollen re-

präsentativ für die Bodeneinheiten sein, die Parameter sollen möglichst an denselben Stand-

orten erhoben werden und die Ergebnisse müssen so qualitätsgesichert sein, dass sie bun-

desweit und europäisch vergleichbar bleiben. 

Mehrere Teilnehmende sprachen sich gegen getrennte Messnetze für unterschiedliche De-

skriptoren aus. Das Thünen-Institut verwies auf die Repräsentativitätsvorgabe des SML und 

regte an, die Messungen in ein übergreifendes Konzept einzuordnen, das bis zur Modellie-

rung des Landschaftswasserhaushalts reichen kann. Die LfL Bayern hielt unterschiedliche 

Messnetze ebenfalls nicht für zielführend. In der gemeinsamen Ergebnisrunde wurde festge-

halten, dass die Parameter nach Möglichkeit an denselben Punkten gemessen werden soll-

ten; das SML bleibe hierzu allerdings auslegungsbedürftig. 

Für die Bewertung wurde betont, dass Ziel- und Schwellenwerte nicht losgelöst von regionalen, 

naturräumlichen und nutzungsbezogenen Voraussetzungen festgelegt werden können. Die 

BASt schlug vor, zunächst regionale Normal- oder Referenzbereiche für bestimmte Nutzungen 

zu betrachten. Vor der Festlegung konkreter Schwellenwerte wurde eine regionale Abschät-

zung empfohlen, um schematische oder fachlich schwer nachvollziehbare Bewertungen der 

Bodengesundheit zu vermeiden.Dies kann auch aus langjährigen Zeitreihen abgeleitet wer-

den. Erst auf dieser Grundlage lasse sich sinnvoll klären, wie viel Wasserspeicherung oder In-

filtrationsleistung ein Boden unter den jeweiligen Standortbedingungen erreichen sollte. 

Welche bestehenden nationalen Programme und Datenquellen sollten berücksichtigt werden? 

Als relevante Datenquellen wurden insbesondere Bodendauerbeobachtungsflächen, beste-

hende Messnetze von Bund und Ländern, das DWD-Messnetz sowie bestehende Produkte 

zum Bodenfeuchte- und Wasserhaushaltsmonitoring genannt. Die ISMN/Bundesanstalt für 

Gewässerkunde verwies auf die BDF und das DWD-Messnetz. Der DWD hob ergänzend den 

Bodenfeuchteviewer, den Wassermonitor und pedotransferbasierte Produkte hervor, mit de-

nen nutzbare Feldkapazität und verwandte Kenngrößen bereits in die Fläche übertragen wer-

den. 

Aus Ländersicht wurde auf vorhandene Datengrundlagen verwiesen, deren Nutzbarkeit je-

doch unterschiedlich bewertet wurde. Das LfU Schleswig-Holstein nannte eine frühere Zu-

sammenstellung zu vorhandenen Daten aus der AG Boden und betonte, dass die Daten nicht 

zwingend flächenhaft projiziert werden müssten, sondern auf Bodeneinheiten bezogen wer-

den können. Das LfULG Sachsen verwies auf repräsentative physikalische Parameter, 

schränkte jedoch ein, dass die direkt gemessenen wasserhaushaltsbezogenen Deskriptoren 

nur an wenigen Orten vorliegen und daher nicht für sich allein repräsentativ seien. Das FAWF 

Wald-RLP betonte das große Interesse der Waldseite und dem bereits erheblichen Zeit- und 

Finanzaufwand der Länder für bestehende Monitoringstrukturen. 
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Weitere diskutierte Datenquellen waren Bodenschätzung, Boden- und Bodenkarten, Coperni-

cus- beziehungsweise Fernerkundungsdaten sowie waldbezogene Standards wie ICP Forests. 

Die BGR wies darauf hin, dass die Bodenschätzung aufgrund ihres Bezugs zur Wasserhalteka-

pazität grundsätzlich anschlussfähig sein kann. Aus dem TLUBN Thüringen wurde jedoch an-

gemerkt, dass Bodenschätzungsdaten zunächst harmonisiert werden müssten, da Schichtin-

formationen, Schichtgrenzen, Skelettgehalte und Angaben nach KA5/KA6 nicht durchgängig 

vorliegen und Humus teils anders bewertet wird. 

Für Fernerkundungs- und Copernicusdaten wurde ein ergänzender Nutzen gesehen. Sie könn-

ten bei Landnutzungsinformationen, Zeitreihen, Kalibrierung und bei der Identifikation auffäl-

liger Veränderungen helfen. Gleichzeitig wurde betont, dass Fernerkundung vor allem oberflä-

chennahe Informationen liefert, im Wald nur eingeschränkt nutzbar ist und hydraulische Eigen-

schaften tieferer Bodenschichten nur indirekt abbilden kann. Ein Beispiel dafür wären Stress-

zustände der Vegetation mit angenommenen Durchwurzelungstiefen. Dies erscheint auch in 

Hinblick auf Extremereignisse wie Dürre denkbar. 

Wo bestehen derzeit offene fachliche Fragen? 

Ein zentraler offener Punkt betrifft die Untersuchungstiefe. In der Diskussion bestand breiter 

Konsens, dass eine Betrachtung der oberen 30 cm für den Bodenwasserhaushalt nicht aus-

reicht. Für Dürre-, Starkregen- und Überschwemmungsfragen seien Durchwurzelungstiefe, 

Unterbodenverdichtung und der effektive Wurzelraum entscheidend. Die BASt verwies darauf, 

dass Getreide etwa bis 1 m tief wurzeln kann und dass Porenraum, Wasserhaltefähigkeit und 

Schadverdichtung nicht gleichgesetzt werden dürfen. Auch das Thünen-Institut und das UFZ 

betonten, dass bei Dürrebetrachtungen eher der Wurzelraum beziehungsweise tiefere Boden-

schichten relevant sind. 

Offen blieb außerdem, wie Laboranalysen, In-situ-Messungen und Modellierungen sinnvoll 

kombiniert werden sollten. Stechzylinder- und Labormessungen wurden als wichtig, aber 

nicht ausreichend beschrieben, da sie Artefakte enthalten können und Gefüge, Makroporen 

oder Standortdynamiken nur begrenzt abbilden. Die BGR wies darauf hin, dass die gesättigte 

hydraulische Leitfähigkeit eine sehr große Spannweite aufweist und Einzelmessungen stark 

vom Zufall, etwa durch Makroporen im Stechzylinder, beeinflusst sein können. Das Thünen-

Institut schlug daher eine Kombination vor: Ein Teil der Standorte sollte direkt gemessen, der 

Rest über Pedotransferfunktionen modelliert und das Modell fortlaufend mit den Messdaten 

validiert werden. Als vielfach genutzter Ansatz zur Ableitung hydraulischer Parameter wurde 

Rosetta (Schaap und Zhang et al., 2017) genannt. 

Die Diskussion zeigte zudem, dass die Auswahl der Pedotransferfunktion entscheidend dafür 

ist, welche Eingangsparameter und Prozesse in der Bewertung sichtbar werden. Aus dem UFZ 

wurde hervorgehoben, dass sich insbesondere Strukturparameter, Porosität, Landnutzung, 

Lagerungsdichte und organischer Kohlenstoff verändern können und deshalb modellseitig 

abgebildet werden müssten. Für Marschböden wies das MU Niedersachsen darauf hin, dass 

sich Lagerungsdichten in kurzer Zeit verändern können; alte Eingangsdaten oder fehlende 

Zeitstempel können daher zu fachlich problematischen Bewertungen führen. 

Weitere offene Fragen betrafen die Rolle aktueller Nutzung, Kalamitätsflächen, Schadholzflä-

chen und Bewirtschaftung. Das TLUBN Thüringen verwies auf veränderte Benetzbarkeit auf 

Schadholzflächen, wenn trockene Humusauflagen Oberflächenabfluss begünstigen. Das Thü-
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nen-Institut ergänzte, dass nach Kalamitäten unterschiedliche Maßnahmen wie das Abschie-

ben der Humusauflage oder das Ausbringen von Hackschnitzeln relevant sein können. Die 

BGR betonte, dass Drainagen, Gräben und Bewirtschaftung für den Wasserhaushalt teilweise 

stärkere Wirkungen haben können als eine Erhöhung des organischen Kohlenstoffs. 

Die Diskussion zeigte, dass ein breiter Konsens darüber bestand, zunächst Standorte oder Ge-

biete zu identifizieren, an denen deutliche Veränderungen zu erwarten oder bereits erkennbar 

sind. Dafür sollten Parameter unterschieden werden, die vergleichsweise stabil bleiben, und 

solche, die stärker auf Nutzung, Bewirtschaftung, Klimaereignisse oder Standortveränderun-

gen reagieren. Auf dieser Grundlage könnten gefährdete oder besonders dynamische Gebiete 

gezielter ausgewählt und dort vertiefende Messungen durchgeführt werden. Ergänzend wur-

den Fallstudien als sinnvoller Ansatz benannt, um konkrete Ereignisse, beobachtete Verände-

rungen und mögliche Einflussfaktoren miteinander in Beziehung zu setzen. 

Welche Herausforderungen erscheinen für die nächsten Schritte der Umsetzung besonders re-

levant? 

Als zentrale Herausforderung beschrieben die Teilnehmenden die Balance zwischen einer 

pragmatischen Erfüllung der Anforderungen des Soil Monitoring Law und einer fachlich umfas-

senden Bewertung des Bodenwasserhaushalts. Das Landesamt für Umwelt Schleswig-Holstein 

plädierte für eine pragmatische Orientierung an den Vorgaben des SML und verwies darauf, 

dass sich auf Grundlage von KA5-/KA6-Tabellenwerten, Porengrößenverteilungen und Infiltra-

tionsraten grundsätzlich bereits erste Bewertungsansätze ableiten lassen. Gleichzeitig beton-

ten mehrere Teilnehmende, dass die tatsächliche Gefüge- und Standortrealität dadurch nur 

eingeschränkt abgebildet werde. 

Für die weiteren Umsetzungsschritte wurde die Festlegung eines geeigneten Messnetzes als 

besonders relevant hervorgehoben. Zahl und Lage der Messstellen müssten so gewählt wer-

den, dass bestehende Programme einbezogen und Bodeneinheiten repräsentativ erfasst wer-

den. Darüber hinaus sah die Gruppe Klärungsbedarf hinsichtlich der grundlegenden Zielset-

zung des Monitorings. Diskutiert wurde unter anderem, welche Auswirkungen konkret adres-

siert werden sollen, beispielsweise Dürre, Starkregen oder Überschwemmungen, welche Grö-

ßenordnungen abgepuffert werden sollen und ob beispielsweise die Infiltration auf Ebene von 

Flusseinzugsgebieten gesondert betrachtet werden sollte. Gleichzeitig wurde die Frage aufge-

worfen, ob die Umsetzung des Soil Monitoring Law eher minimalistisch erfolgen oder stärker 

an fachlichen Anforderungen ausgerichtet werden sollte. 

Im Bereich der Methodik bestand Einigkeit darüber, dass direkte Messungen, In-situ-Kompo-

nenten, Laborverfahren und Pedotransferfunktionen nicht isoliert betrachtet, sondern als kom-

biniertes und gegenseitig validierbares System verstanden werden sollten. In diesem Zusam-

menhang diskutierten die Teilnehmenden auch die mögliche Rolle hydrologischer Modelle so-

wie deren Aussagekraft und Grenzen. 

Mehrfach wurde betont, dass eine ausschließliche Betrachtung der oberen 30 Zentimeter des 

Bodens für Fragestellungen des Bodenwasserhaushalts, der Unterbodenverdichtung sowie für 

die Bewertung von Dürre- und Starkregenereignissen fachlich nicht ausreiche. Zusätzlich wur-

den Harmonisierung und Qualitätsmanagement als zentrale Herausforderungen beschrieben. 

Unterschiedliche Laborverfahren der Länder, fehlende Mittel für ein Zentrallabor sowie unein-

heitliche Methoden erforderten aus Sicht der Teilnehmenden Ringversuche, Qualitätsmanage-
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ment und die Definition klarer Mindeststandards. Positiv bewertet wurde in diesem Zusam-

menhang, dass für die beteiligten Labore keine Akkreditierungspflicht vorgesehen ist, da an-

dernfalls zusätzliche Engpässe bei den Laborkapazitäten befürchtet würden. 

Weitere Diskussionspunkte betrafen die Dynamik relevanter Eingangsgrößen. Veränderungen 

von Lagerungsdichte, organischem Kohlenstoff, Landnutzung, Kalamitätsereignissen oder Be-

wirtschaftungsformen müssten über Zeitstempel und wiederholte Erhebungen berücksichtigt 

werden. Auch die Bewertungssystematik wurde intensiv diskutiert.  

Das Thünen-Institut wies ergänzend darauf hin, dass die Mitgliedstaaten beziehungsweise 

Länder eigene Kriterien für die Bodengesundheit festlegen können. Dies könne aufgrund un-

terschiedlicher naturräumlicher Voraussetzungen fachlich sinnvoll sein, erschwere jedoch die 

Vergleichbarkeit der Ergebnisse. Zusätzlich verwiesen Teilnehmende im Chat auf die Bedeu-

tung eines Qualitätsmanagements nach EN ISO/IEC 17025 sowie auf mögliche Synergien mit 

bestehenden Qualitätsmanagementsystemen wie ICP Forests. 

Weitere diskutierte Themen 

Die Moderation stellte die Frage, ob für die Umsetzung des Soil Monitoring Law zunächst Ziel-

werte oder zunächst methodische Grundlagen geklärt werden sollten. In der anschließenden 

Diskussion wurde deutlich, dass beide Aspekte eng miteinander verknüpft sind. Zielwerte hän-

gen unmittelbar von der verwendeten Methodik, der Untersuchungstiefe, der regionalen Ein-

ordnung sowie der verfügbaren Datengrundlage ab. Gleichzeitig müssen die gewählten Metho-

den geeignet sein, um spätere Bewertungs- und Schwellenwertsysteme fachlich belastbar zu 

unterstützen. 

Als gemeinsames Ergebnis hielt die Gruppe fest, dass die verschiedenen Deskriptoren mög-

lichst nicht über voneinander getrennte Messnetze erhoben werden sollten. Stattdessen wurde 

eine integrierte Betrachtung unterschiedlicher Parameter empfohlen. Darüber hinaus bewerte-

ten die Teilnehmenden eine ausschließliche Untersuchungstiefe von 30 Zentimetern für was-

serhaushaltsbezogene Fragestellungen als fachlich unzureichend. 

Mehrfach wurde hervorgehoben, dass In-situ-Informationen sowie begleitende Standortunter-

suchungen notwendig seien, da reine Labordaten bodenphysikalische Gefüge- und Standort-

prozesse nur eingeschränkt erfassen können. Gleichzeitig bestand Einigkeit darüber, dass Mo-

dellannahmen unvermeidlich bleiben werden, sofern wasserhaushaltsbezogene Parameter 

nicht in sehr hoher räumlicher Dichte direkt gemessen werden können. 

Die Teilnehmenden sahen zudem Potenziale im Einsatz von Satelliten- und Fernerkundungsda-

ten. Diese könnten Zeitreiheninformationen liefern und Hinweise auf räumliche Veränderungen 

geben, könnten Bodenprofilinformationen und standortbezogene Untersuchungen jedoch 

nicht ersetzen. 

Als nächster Arbeitsschritt schlug die Gruppe die Entwicklung eines systematischen Gesamt-

konzepts vor, das Messmethoden, Modellierungsansätze, Zielwertdiskussionen sowie vorhan-

dene Datenquellen und Monitoringprogramme integriert gegenüberstellt. 
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5.2.1 Fragen zur Vorstellung des Themas Bodenwasserhaushalt 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie – Niedersachsen (LBEG): 

Es wurde hinterfragt, inwieweit Pedotransferfunktionen geeignet sind, Veränderungen des 

Bodenwasserhaushalts in belasteten oder strukturell veränderten Böden abzubilden. Dabei 

wurde angemerkt, dass Pedotransferfunktionen häufig auf gemittelten Bodenzuständen beru-

hen und insbesondere Veränderungen der Bodenstruktur, die für die Bewertung der Boden-

gesundheit entscheidend sein können, möglicherweise nur unzureichend erfassen. Vor die-

sem Hintergrund wurde die Frage gestellt, ob solche Verfahren ausreichen, um Gefährdungen 

oder Verschlechterungen des Bodenzustands belastbar abzubilden. 

Themengruppe Bodenwasserhaushalt: 

Die Themengruppe bestätigte die grundsätzliche Problematik. Es wurde erläutert, dass gene-

ralisierende Pedotransferfunktionen insbesondere strukturelle Veränderungen von Böden nur 

eingeschränkt berücksichtigen und eher durchschnittliche Zustände abbilden. Daraus leitete 

die Gruppe die Notwendigkeit ab, in potenziell kritischen Regionen oder bei erwarteten Struk-

turveränderungen gezielter und detaillierter zu untersuchen. 

Zusätzlich wurde vorgeschlagen, ein gestuftes Vorgehen zu verfolgen. Demnach könnten Be-

reiche mit starken Textur- oder Strukturänderungen zunächst identifiziert und anschließend 

durch intensivere wasserhaushaltsbezogene Messungen und Standortuntersuchungen ver-

tieft betrachtet werden. Ein solches aufeinander aufbauendes System wurde als potenziell 

zielführender Ansatz für den Bodenschutz eingeordnet. 

 Bodenbiodiversität 
Welche Anforderungen ergeben sich aus dem SML für das jeweilige Themenfeld? 

Die Diskussionsteilnehmenden ordneten die Aufnahme der Bodenbiodiversität in das Soil Mo-

nitoring Law insgesamt als ambitionierten Schritt ein. Gleichzeitig bestand Einigkeit darüber, 

dass sich viele methodische Ansätze derzeit noch in einer dynamischen Entwicklungsphase 

befinden. Als verpflichtender Parameter steht derzeit insbesondere das DNA-Metabarcoding 

von Pilzen und Bakterien im Mittelpunkt. Die Diskussion machte deutlich, dass die Auswahl 

dieser Methode auch vor dem Hintergrund der Praktikabilität erfolgte (hoher Probendurchsat-

zes, begrenzte Verfügbarkeit taxonomischer Expertinnen und Experten). Frühere Vorschläge 

wie die Basalatmung wurden im Verlauf der europäischen Diskussionen nicht weiterverfolgt, 

da sie nur begrenzt Aussagen zum Zustand der Bodenbiodiversität ermöglichen würden. Wei-

tere Verfahren, die eine gesonderte Extration und Bestimmung von Bodenorganismen erforder-

ten, wie beispielsweise Regenwurmerfassungen, wurden als optionale Deskriptoren gelistet. 

Die Teilnehmenden betonten mehrfach, dass bei der Umsetzung des Soil Monitoring Law die 

Vollzugstauglichkeit der gewählten Verfahren im Vordergrund stehen müsse. Vor dem Hinter-

grund begrenzter Ressourcen formulierte die Gruppe den Grundsatz „so viel wie nötig, so we-

nig wie möglich“. Zusätzliche methodische Erweiterungen wurden zwar fachlich teilweise als 

sinnvoll bewertet, gleichzeitig jedoch als schwer umsetzbar eingeschätzt, sofern hierfür zu-

sätzliche Ressourcen erforderlich wären. Die Diskussion unterschied daher wiederholt zwi-

schen wissenschaftlichen Fragen und praktisch umsetzbaren Vollzugsanforderungen. 

Für den Deskriptor „Verlust an Bodenbiodiversität“ ist klar, dass die Vernetzung zwischen Wis-

senschaft und Vollzug besonders eng gestaltet werden sollte. Einerseist könnten etabliert Me-

thoden gezielter umgesetzt werden, andererseits würden die Anforderungen in der Praxis be-

rücksichtigt werden können 
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Darüber hinaus bestand Einigkeit darüber, dass zunächst im ersten Monitoringzyklus belast-

bare Ausgangsdaten geschaffen werden müssen. Es wurde erwartet, dass sich Methoden und 

Bewertungsansätze im Bereich der Bodenbiodiversität in den kommenden Berichtszyklen wei-

terentwickeln werden. 

Welche bestehenden nationalen Programme und Datenquellen sollten berücksichtigt werden? 

Die Diskussion zeigte, dass bereits zahlreiche nationale und europäische Programme, Projekte 

und Datenquellen im Bereich der Bodenbiodiversität existieren. Genannt wurden unter ande-

rem die Basiserhebung Bodenbiodiversität des Umweltbundesamtes, die bodenbiologische Er-

hebungen der BZE Wald und BZE Landwirtschaft, Biodiversitätsmonitoringprogramme einzel-

ner Bundesländer, LUCAS Soil sowie verschiedene europäische Forschungsprojekte. Zusätz-

lich verwiesen einzelne Teilnehmende auf bestehende Laborkapazitäten und Erfahrungen mit 

biologischen Monitoringverfahren in einzelnen Bundesländern. 

Es wurde deutlich, dass die Ausgangslage zwischen den Bundesländern stark variiert. Wäh-

rend einige Länder bereits über umfangreiche biologische Monitoringnetze, methodische Er-

fahrungen und teilweise eigene Laborkapazitäten verfügen, befinden sich andere Bereiche 

noch in einer Entwicklungsphase und sind auf externe Expertise angewiesen. Insgesamt wurde 

die vorhandene Daten- und Methodenlandschaft als umfangreich, jedoch noch nicht harmoni-

siert beschrieben. 

Wo bestehen derzeit offene fachliche Fragen? 

Den größten Raum nahm die Diskussion offener fachlicher und methodischer Fragen ein. Ein 

zentraler Diskussionspunkt war die Repräsentativität der Erhebungen und die Frage, wie be-

stehende Monitoringprogramme sinnvoll integriert werden können.  

Die größten offenen Fragen bestehen zur Zeit darin, wie Methoden (insbesondere DNA ba-

sierte), Laborstandards und Datenformate aufgesetzt und vereinheitlich werden können. Auch 

die Qualität und Vollständigkeit vorhandener Referenzdatenbanken wurde als wichtige offene 

Fragestellung benannt. Die Teilnehmenden verwiesen darauf, dass Referenzdaten teilweise la-

borabhängig sind und noch keine vollständig einheitlichen Standards bestehen. 

Die Expert*innen waren sich einig, dass die höchste Priorität die Erarbeitung eines Methoden-

standards habe, wobei die aktuellen Diskussionen auf EU Ebene (JRC Workshop zur Bodenbio-

diveristät) und die Arbeiten der Basiserhebung Bodenbiodiversität, der BZE, der Bundesländer 

und des Fachgremiums Bodenbiodiversität des Nationalen Monitoringzentrum zur Biodiversi-

tät bereits hierfür den Grundstein legen würden.  

Mehrfach thematisierten die Teilnehmenden Unsicherheiten hinsichtlich saisonaler Schwan-

kungen biologischer Gemeinschaften sowie die Frage, wie Veränderungen im Monitoring ver-

lässlich bewertet werden können. Zusätzlich wurde darauf hingewiesen, dass DNA-Signale teil-

weise über längere Zeiträume im Boden erhalten bleiben und daher nicht immer eindeutig ak-

tuellen biologischen Gemeinschaften zugeordnet werden können. Möglicherweise seien daher 

kurzfristige Veränderungen in Daten aus DNA basierten Erfassungen nur verzöglert sichtbar. 

Umso wichtiger sei der Aufbau langfristiger Monitoringstrukturen und standardisierter Metho-

den. 
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Welche Herausforderungen erscheinen für die nächsten Schritte der Umsetzung besonders re-

levant? 

Die Diskussion identifizierte insbesondere fehlende Erfahrungen in der Erhebung, Auswertung 

und Interpretation von Daten aus DNA basierten Erfassungen, begrenzte Kapazitäten sowie den 

Ressourcenbedarf als zentrale Herausforderungen für die kommenden Umsetzungsschritte. 

Auch organisatorische Aspekte des Vollzugs, beispielsweise Fragen zu Betretungsrechten, 

Probenlogistik und langfristiger Vergleichbarkeit der Ergebnisse, wurden als relevante Heraus-

forderungen benannt. 

Wie bei den offenen fachlichen Fragen herausgehoben, wurde die Notwendigkeit einer bundes-

weit vergleichbaren Methodik als aktuelle Herausforderung identifiziert. Die Teilnehmenden 

sahen darin die zentrale Voraussetzung für die Planung nächster Schritte in der Umsetzung der 

EU Bodenrichtlinie. In diesem Zusammenhang wurde diskutiert, ob die mögliche Nutzung we-

niger spezialisierter Labore hilfreich sei und dass die Durchführung von Ringtests zur metho-

dischen Harmonisierung geplant werden sollte. 

Die Teilnehmenden empfahlen, die erste Monitoringrunde vorrangig für die Erhebung einer 

standardisierten Baseline zu verstehen. Bewertungsansätze sowie die Einordnung „gesunder“ 

oder „ungesunder“ Böden anhand der erhobenen Parameter der Bodenbiodiversität sollten 

über die Zeit entwickelt werden, sobald belastbare und vergleichbare Datengrundlagen vorlie-

gen. Es wurde vorgeschlagen, sowohl die erhobenen Daten als auch die Eignung des Monito-

ringnetzes nach der ersten Erhebungsrunde systematisch zu evaluieren und die Methoden 

schrittweise weiterzuentwickeln. Diese Vorgehensweise ist für den Deskriptor Verlust an Bo-

denbiodiversität auch so in der EU Bodenrichtlinie vorgesehen.   

5.3.1 Fragen zur Vorstellung des Themas Bodenbiodiversität 

Ministerium für Land- und Ernährungswirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes 

Brandenburg (MLEUV BB): 

Es wurde nach den im Collaboard genannten Programmen „ANK“ und „Blaues Band Deutsch-

land“ gefragt. Dabei bestand insbesondere Interesse daran, welche fachlichen Gemeinsamkei-

ten oder potenziellen Synergien diese Programme im Kontext eines zukünftigen Bodenbio-

diversitätsmonitorings aufweisen könnten. 

Darüber hinaus wurde die Aussage hinterfragt, dass kurzfristige Veränderungen der Bodenbio-

diversität nicht unmittelbar zu erwarten seien. Es wurde darauf hingewiesen, dass beispiels-

weise Änderungen in der landwirtschaftlichen Nutzung oder der Einsatz von Dünge- und Pflan-

zenschutzmitteln potenziell bereits innerhalb kurzer Zeiträume deutliche Auswirkungen auf 

die Bodenbiologie haben könnten. 

Themengruppe Bodenbiodiversität: 

Die Themengruppe erläuterte, dass sowohl das Bundesprogramm „Blaues Band Deutschland“ 

als auch das Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz (ANK) Monitoringaktivitäten mit Bezug 

zur Biodiversität umfassen. Im Rahmen von Renaturierungsmaßnahmen an Bundeswasserstra-

ßen werden bereits Biodiversitätsdaten erhoben, wodurch Synergien zu einem zukünftigen Bo-

denmonitoring möglich erscheinen. Ergänzend verwies die Gruppe auf das bereits gestartete, 

mehrjährige ANK-Projekt Basiserfassung Bodenbiodiversität („BioDive4Soil“) in unterschied-

lichen Böden und Landnutzungen Deutschlands, das ebenfalls als relevante Grundlage für zu-

künftige Monitoringansätze eingeordnet wurde. 
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Zur zweiten Frage erläuterte die Themengruppe, dass sich die Diskussion weniger auf biologi-

sche Veränderungen selbst, sondern stärker auf deren methodische Erfassbarkeit bezogen 

habe. Insbesondere bei DNA-basierten Verfahren kann vorhandene DNA über längere Zeit-

räume im Boden erhalten bleiben. Dadurch könne die Interpretation kurzfristiger Veränderun-

gen erschwert werden, auch wenn sich die biologischen Gemeinschaften tatsächlich verän-

dern. Ergänzend wurde betont, dass die Bewertung im Rahmen des Soil Monitoring Law auf 

Ebene der Bodeneinheiten und nicht auf Ebene einzelner Standorte erfolgt. Dies müsse bei der 

Interpretation biologischer Veränderungen berücksichtigt werden. 

6. Schlusswort des Bundesministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und 

nukleare Sicherheit (BMUKN) 

Das BMUKN bedankte sich bei den Vortragenden, den Teilnehmenden sowie den organisie-

renden Kolleginnen und Kollegen des Umweltbundesamtes für die Veranstaltung und die 

fachlichen Beiträge. Die Diskussion wurde als sehr konstruktiver Auftakt für die weitere fach-

liche Auseinandersetzung mit der Umsetzung des Soil Monitoring Law bewertet. 

Das Ministerium erläuterte, dass nun schrittweise die Arbeitsstrukturen für die Umsetzung 

aufgebaut würden. Vorgesehen sei ein Zusammenspiel aus Fachgruppen, Bund-Länder-Gre-

mien, Bundesbehörden, Ressorts sowie weiteren fachlichen Beteiligten. Parallel zu diesen 

formalen Arbeitsprozessen wurde die Bedeutung eines breiten fachlichen Austauschs hervor-

gehoben. Die Veranstaltung wurde dabei als wichtiger erster Schritt für diese fachliche Dis-

kussion eingeordnet. 

Darüber hinaus warb das BMUKN um Verständnis für die teilweise parallelen und kurzfristi-

gen Abstimmungsprozesse auf europäischer Ebene. Die von der Europäischen Kommission 

vorgegebenen Fristen ließen sich nur begrenzt beeinflussen. Umso wichtiger sei es, fachliche 

Hinweise und Rückmeldungen möglichst frühzeitig in die europäischen Prozesse einzubrin-

gen, da spätere Ergänzungen unter Umständen nicht mehr berücksichtigt werden könnten. 

Abschließend betonte das BMUKN die Bedeutung der weiteren konstruktiven Zusammenar-

beit aller beteiligten Institutionen und Fachakteure bei der Umsetzung des Soil Monitoring 

Law. Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen, dass zahlreiche fachliche und organisatorische 

Fragen in den kommenden Prozessen noch zu klären seien. 

7. Termine für weitere geplante Veranstaltungen des Nationale Bodenmonitoring-

zentrums im Jahr 2026 

• 15. September 2026 

• 01. Dezember 2026 

Festlegung der Schwerpunkte und Einladungen folgen. 


